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Sehr geehrte Frau Bundesjustizministerin Leutheusser-Schnarrenberger, 

der gestrigen Online-Ausgabe der Süddeutschen Zeitung haben wir 
entnommen, dass Sie sich nunmehr für eine einwöchige Erfassung aller 
Internetverbindungen aussprechen. Wir sind darüber sehr besorgt, denn 
wir hatten darauf gebaut, dass Sie und die FDP an der vielfach 
bekräftigten Position festhalten, jegliche verdachts- und 
anlassunabhängige Speicherung personenbezogener Daten auf Vorrat 
abzulehnen.   

Wir sind der Meinung, dass jede Art von Vorratsdatenspeicherung, auch 
wenn sie „nur“ auf einige Tage abzielt, große Risiken für die Grundrechte 
der Internetnutzer in sich birgt.  Sie ist unverhältnismäßig, da sie 
unbescholtene Bürgerinnen und Bürger dem Risiko des 
Datenmissbrauchs aussetzt. Zudem verstößt sie gegen die EU-
Grundrechtecharta und gegen die Europäische 
Menschenrechtskonvention. 

Ihr Vorschlag für eine „kleine“ Lösung bei der Vorratsdatenspeicherung ist 
ein Türöffner für die Überwachung unschuldiger Internetnutzer, die etwa 
auf der Suche nach Beratungsstellen sind oder sich im Internet über 
persönliche oder politische Fragen austauschen. Aus den Erfahrungen der 
Vergangenheit müssen gerade auch Schwule und Lesben hier große 
Sorge haben, wenn im staatlichen Auftrag letztendlich das Verhalten der 
Bürgerinnen und Bürger unterschiedslos und flächendeckend erfasst wird.  

Wir möchten Sie bitten, sehr geehrte Frau Leutheusser-Schnarrenberger, 
die Idee einer einwöchigen Vorratsspeicherung aller Internetverbindungen 
wieder fallen zu lassen und jeder Art der anlasslosen Überwachung aller 
Bürgerinnen und Bürger klipp und klar zu widersprechen!  

Mit freundlichen Grüßen 
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